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Dentſchl
Die ungariſche Königsfrage

Das Jahr 1927, das in Ungarn in ſo mancher Hinſicht
eine Klärung brachte, bedeutet einen unverkennbaren Wende-
punkt in dem Kampfe, der dort ſeit Jahren um die Königs-
frage tobt. Eine Löſung dieſes heiklen Problems iſt jedoch
nicht erfolgt; Regierung und Oppoſition waren vielmehr
ſtets einig in dem Beſtreben, eine ſolche hinauszuſchieben
und zwar nicht nur aus außenpolitiſchen Gründen, ſondern
auch und vor allem wegen der Gegenſätze im Jnneren, die
um die Königsfrage entſtanden und bisher nicht ausgeglichen

ren

I

t

J o

I r

rn

J v 77

9 o ne

III

2 5 7 2
n

Zur

S D
nd.

Ungarn iſt verfaſſungsmäßig Königreich und es verſteht
ſich von ſelbſt, daß es als ſolches nicht ewig ohne König
bleiben kann. Darüber herrſcht innerhalb der Nation völlige
Einigkeit und es ſteht feſt, daß es wohl in keinem anderen
Lande Europas ſo wenig Republikaner gibt als in Ungarn.
Venn es in dieſer Beziehung dort trotzdem noch Gegenſätze
gibt, ſo handelt es ſich hierbei nicht um die Frage „Königreich
oder Republik“, ſondern einzig und allein darum, wer der-
einſt den ungariſchen Thron beſteigen ſoll. Zwei Gruppen

nicht Parteien ſtehen einander ſcharf gegenüber: die
Legilimiſten, welche die Königsfrage als nicht beſtehend an
ſehen, da nach ihrer Meinung der Sohn des letzten Kaiſers
von Oeſterreich, Erzherzog Otto, auf Grund eines Geſetzes
aus dem Jahre 1724 bereits König von Ungarn iſt und bei
Erreichung des 18. Lebensjahres ohne weiteres die Regie
tung übernehmen kann und die Anhänger der freien Königs
wahl, die dieſe Frage durch eine Volksabſtimmung zu ent-
ſcheiden wünſchen, wobei vor allem die nationale Geſinnung
des in Frage kommenden Kandidaten ausſchlaggebend ſein
ſoll. Dieſe Gruppe, der faſt die geſamte Jntelligenz, der
größte Teil der ungariſchen Proteſtanten und zahlreiche
führende Männer der Politik und Wirtſchaft angehören, will
dem Lande auf dieſe Weiſe eine nationale Dynaſtie ſchaffen
und verhindern, daß der ungariſche Thron von Erzherzog
Otto, d. h. deſſen ehrgeiziger Mutter Zita als Sprungbrett
benutzt wird zur Verwirklichung ihrer weitergehenden Pläne.
Denn weder Zita noch Otto haben auf die öſterreichiſche
Krone verzichtet, beide halten ihre Anſprüche auf tſchechiſche,
ſüdſlawiſche und rumäniſche Gebietsteile ebenſo aufrecht wie
die auf den ungariſchen Thron. Ein Sieg der Legitimiſten
in Ungarn wäre alſo zum mindeſten der Beginn eines Ver
ſuches zur Wiederaufrichtung der alten Donaumonarchie,
freilich einer weſentlich anderen, als die frühere war; denn
Zita ſowohl wie ihr Sohn haben aus ihrem fanatiſchen
deutſchenhaß niemals ein Hehl gemacht.
Die ungariſchen Leyitim. ſten ſtützen ſich in der Haupt-
ſche auf den Großgrundbeſitz, der großenteils geſchloſſen
hinter ihnen ſteht, wie auch ein Teil des Heeres für Otto
eintritt, noch einheitlicher jedoch die Geiſtlichkeit, die überall
im Lande für Otto agitiert. Konnte dies auch nicht ohne
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Zuſtimmung Roms ge-
ſhehen, ſo hütete ſich die Kurie doch lange Zeit, für Okto
effen Stellung zu nehmen. Dies iſt in der Hauptſache
zweifellos den Bemühungen des greiſen Kardinals Czernoch
zu danken, der als Erzbiſchof von Gran und Primas von Un
garn das bisherige gute Verhältnis zu der keineswegs
ottofreundlichen ungariſchen Regierung erhalten wollte und
dafür ſorgte, daß die katholiſche Kirche, wenngleich ihre
FuWr faſt ausnahmslos für Otto eintraten, offiziell neu-

ieb.
Als Kardinal Czernoch zu Ende 1927 ſtarb, beeilte ſich

die ungariſche Regierung, in Rom Vorſchläge wegen der
Ernennung des Nachfolgers zu machen, die von den Biſchö-
fen des Landes befürwortet wurden. Doch die Kurie ent-
ſchloß ſich ohne Zögern für den Kandidaten Zitas und Oltos,
einen einfachen Mönch namens Seredi, der zum höchſten
geiſtlichen Würdenträger Ungarns erhoben wurde. Die
ktaatlichen und kirchlichen Behörden des Landes waren über
dieſe Ernennung ſo verärgert, daß weder die Regierung
noch die Biſchöfe zur Amtseinführung Seredis Vertreter
entſandten und die erſtere ihm auch keinen Glückwunſch aus-
pprach. So wurde dieſe pomphafte Feier ganz zu einem Feſt
der Legitimiſten, die dieſen Schritt der Kurie mit Jubel be
grüßten. Denn da die Bevölkerung Ungarns zu mehr als
v. H. katholiſch iſt, war es ſofort klar, daß die endgiltige
Entſcheidung der Kurie für Otto dieſem früher oder ſpäter
en Sieg bringen muß.

Unter dieſen Umſtänden mußte noch ein letzter Verſuch
trrnonimen werden, um Otto zum Verzicht auf ſeine An
vprirxhe bezüglich der librigen „Erbländer“ zu beſtimmen.
NReſen Verſuch wagte A. v. Berzeviczy, einer der Führer
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Das amtliche Kommuniq
Berlin, 15. März.

Wie der TU. von zuſtändiger Seite mitgeteilt wird „iſt aus
Anlaß der Verhaftung deutſcher Jngenieure und Techniker im
Donezgebiet der deutſche Botſchafter in Moskau beauftragt wor-
den, die Sowjetregierung um ſofortige und genaue Aufklärung
darüber zu bitten, welche konkreten Beſchuldigungen im einzelnen
gegen die Verhafteten erhoben werden und welche Beweiſe für
dieſe Beſchuldigungen vorliegen. Zugleich wird in Moskau auf
Grund der beſtehenden Vortragsbeſtimmungen die Forderung ge
ſtellt werden, daß dem zuſtändigen deutſchen Generalkonſul in
Charkow geſta(let wird, die verhafteten Reichsangehörigen zu
beſuchen.

Ferner hat der Reichsaußenminiſter den hieſigen Sowjetbot-
ſchafter auf die Erregung hingewieſen, die der Zwiſchenfall in
der deutſchen Oeffentlichkeit namentlich in den am Wirtſchafts
verkehr mit Rußland beteiligten Kreiſen hervorgerufen hat.

Er hat dem Botſchafter mitge(pilt, daß es infolge der durch
den Zwiſchenfall geſchaffenen Sachlage an einer der weſentlichſten

Vorausſetzungen für ein gedeihliches Ergebnis der zurzeit im
Gange befindlichen Wirtſchaftsbeſprechungen fehle und daß die
Reichsregierung es deshalb für geboten halte, dieſe Beſprechun
gen bis auf weiteres auszuſetzen. Die Reichsregierung hoffe
jedoch, daß durch ſchnelle Beilegung des Zwiſchenfalles eine
Grundlage für die baldige Wiederaufnahme der Beſprechungen
geſchaffen werde.

7

Noch immer ſind die verhafteten deutſchen Jngenieure im
Donez-Becken von der Sowjet- Regierung nicht freigelaſſen worden.
Tſchitſcherin erklärt dem deutſchen Botſchafter in Moskau, daß
er nicht genügend unterrichtet ſei. Und der ſowjetruſſiſche Bot-
ſchafter in Verlin, Kreſiinſki, will überhaupt ohne geeignete Unter-
lagen und Nachrichten ſein. Dabei iſt die Staatsgewalt der

Köln, 15. März.
Der Kölner Regierungspräſident hat den Gemahl der Prin

zeſſin Viktoria, Alexander Zoubkoff, aus dem deutſchen Reichs
gebiet ausgewieſen. Zoubkoff ſoll bereits das Reichsgebiet ver-
laſſen haben und ſich auf dem Wege nach Afrika befinden, während
ſeine Gattin, von der Ausweiſung nicht betroffen, ſich zurzeit wie
der in Bonn befindet.

Das Ausweiſungsdekret iſt
Bonn als den Leiter der Polizeiverwaltung gerichtet worden.
handelt ſich, wie wir hierzu noch ergänzend erfahren, um

eine dauernde,

aber nur auf die Perſon Alexander Zoubkoffs ſich erſtreckende
Ausweiſung. Seine Gattin, die Schweſter Wilhelm II., wird an
ſich von der Ausweiſung nicht betroffen, da ſie ſich nichts hat zu
ſchulden kommen laſſen.

Die Ausweiſung Zoubkoffs wird damit begründet, daß er
wegen Paßvergehens rechtskräftig verurteilt worden und ſomit
vorbeſtraft iſt. Es iſt anzunehmen, daß Frau Zoubkoff entſchloſſen

an den Oberbürgermeiſter in
Es

and mucht reinen Tiſch
Abbruch der Wirtſchaftsverhandlungen

mit Rußland
ué über die Donez- Affäre
Sowjet- Republik im Kreml zu Moskau vereinigt. Wenn Tſchi
tſcherin im Politiſchen Büro ſich erkundigt, wird er genau er
fahren, weshalb untergeordnete Sowjetbehörden dieſen dreiſten
Anſchlag auf die deutſchen Jngenieure gewagt haben. Eine andere
Frage iſt es allerdings, ob Tſchitſcherin dem deutſchen Botſchafter
die wirklichen Gründe mitteilt, oder ob er weiter lächelt und die
Achſeln zuckt.

Der Außenhandel Deutſchlands und Rußlands hatte 1927
einen Wert von 760 Millionen Mark, von denen 432 Millionen
Mark auf die Einfuhr aus Rußland entfielen. Das mag gegen
1926 eine leichte Veſſerung ſein, reicht aber nicht aus, um neuer-
dings eine Kreditforderung Rußlands in Höhe von 600 Millionen
Mark zu begründen. Jn deutſchen Wirtſchaftskreiſen beſteht über-
haupt eine Abneigung, den Warenaustauſch mit Rußland unter
den bisher üblichen Formen fortzuſetzen. Die Sowjet- Regierung
hat im Rahmen ihres Außenhandelsmonopols in Deutſchland eine
vielköpfige Handelsvertretung aufgebaut. Das ſichert der Sowjet
Regierung ſchon rein handelstechniſch eine gewiſſe Ueberlegenheit.
Die ruſſiſche Handelsvertretung kann mit jeder deutſchen Behörde,
kann mit jedem privaten Unternehmen in Verbindung treten, um
ſich Auskünfte zu verſchaffen, die ſie für die Abwicklung von Ge
ſchäften für notwendig hält. Der deutſche Jntereſſent kann dem
Gleichwertiges nicht entgegenſetzen. Jn Rußland kann er über-
haupt nicht Verbindungen unmittelbar anknüpfen, ſondern muß
ſich immer wieder an die Handelsvertretung wenden, die nur
ſoviel mitteilt, als ihr das zweckmäßig erſcheint. Die Sowjetleute
ſcheinen überdies der Auffaſſung zu ſein, daß ſie auf den Ausbau
der deutſchruſſiſchen Wirtſchaftsbeziehungen nicht allzu viel Ge
wicht zu legen brauchen. Sie ſuchen zwar ruſſiſche Erzeugniſſe,
ſoweit das irgendwie möglich iſt, in Deutſchland unterzubringen,
verhalten ſich indeſſen ablehnend, deutſche Unternehmer für Liefe-
rungen nach Rußland heranzuziehen. Dabei hat Deutſchland den
Sowjetleuten 1926 einen Kredit von 800 Millionen Mark einge-
räumt, der von den Ruſſen etwas eifrig und in ſehr einſeitigem
Intereſſe ausgenutzt worden iſt. Es ſteht weiter feſt, daß Ruß-
land erhebliche Warenmengen aus den Vereinigten Staaten be
zogen hat, trotzdem die Regierung in Waſhington weder offiziell
noch inoffiziell den Ruſſen Kredit gewährt.

Alexander Zonbkoff ausgewieſen!
Enttäuſchung der Berliner Aſphalt-Preſſe, daß ſich die Ausweiſung nicht auch

auf die Schweſter des Kaiſers erſtreckt
land zu gehen. Wohin das Ehepaar ſich wenden will, bleibt ihm
überlaſſen. Jm Palais Schaumburg in Bonn war, wie uns der
Bevollmächtigte Zoubkoffs, Herr Dr. Jwangff, u Anfrage mit
teilt, von dem Ausweiſungsbeſchluß noch nahts bekannt.
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Die Ausweiſung dieſes notoriſchen Hochſtaplers iſt eine Tat,
die wir mit großer Genugtuung zur Kenntnis nehmen. Das
„Acht-UhrAbendblatt“, das mit der übrigen Berliner Aſphalt-
preſſe keine Gelegenheit in dieſem für die Kaiſer-Schweſter ſo
tieftragiſchen Falle vorübergehen ließ, um gegen das unglückliche
Opfer eines Lumpen in gehäſſigſter Weiſe loszulegen, bringt in
der heutigen Ausgabe unter der großen Schlagzeile: „Alexander
Zoubkoff aus Deutſchland ausgewieſen!“ noch den Zuſatz: „Aber
ſeine Frau, die Kaiſer-Schweſter, darf in Deutſchland bleiben.“
Jn dieſem Satz liegt die ganze bittere Enttäuſchung des Berliner
linksdemokratiſchen Blattes, daß die Ausweiſung nicht auch gegen
die Schweſter des Kaiſers ausgeſprochen wurde. Welch ſchöner
Stoff zu erneuter Hetze, zu erneuten Angriffen gegen eine hilf-

iſt, das Schickſal ihres Mannes zu teilen und mit ihm ins Aus-

erklärte, daf; die Nation für eine einheitliche Auffaſſung in
der Königsfrage nur durch dieſen Verzicht gewonnen werden
könne, der daher Pflicht des künftigen Königs ſei. Dieſe
Anregung v. Berzevicys wurde von Andraſſy glatt abgelehnt
unter ausdrücklichem Hinweis auf die Gefahren, die Ungarn
von ſeiten Deutſchlands drohen ſollen. Der Führer der un-
gariſchen Legitimiſten erklärte, Ungarn habe ein eminentes
Jntereſſe daran, an ſeiner Weſtgrenze einen befreundeten
Staat zum Nachbar zu haben und die Unabhängigkeit des
Landes werde durch eine künftige Wiedervereinigung mit
Oeſterreich weit weniger gefährdet werden als durch deſſen
Anſchlus an Deutſchland, das damit zum unmittelbaren
Nachbar Ungarns würde. Es iſt außerordentlich bezeichnend,

loſe, unglückliche Frau! Schade.

reich und Amerika zufließen, die es ihnen ermöglichen, nicht
nur im eigenen Lande, ſondern in Oeſterreich und der
TſchechoSlowakei eine rege Agitationstätigkeit zu entfalten

Die außenpolitiſche Folge der Wendung, die der Kampf
in Ungarn ſeit der Entſcheidung der Kurie für Otto ge-
nommen hat, wird zunächſt wohl eine Vertiefung des un-
gariſch- italieniſchen Bündniſſes ſein. Denn Muſſolini weiß,
daß ein Königreich Ungarn unter Otto eine ſehr ſtarke und
verläßliche Garantie gegen den Anſchluß Oeſterreichs an das
deutſche Mutterland darſtellen würde und dieſer Umſtand
allein dürfte genügen, ſeine bisherigen Bedenken gegen dieKandidatur Oktos zu zerſtrenen, die der italieniſche Sittatot

ja doch früher oder ſpäter fallen laſſen müßte, um einen
daß den ungariſchen Legitimiſten ſeit dieſer eindeutigen Ere Zegitimiſten und Mitglied des Oberhauſes, der offen klärung fortlaufend gewaltige Summen aus Jtalien, Frank-

Kampf mit der Kurie, dem er aus guten Gründen bisher
ſtets auswich, in naher Zukunft in Ungarn zu vorzgden.



Geßler und Seeckt auf Wunſch
von Briand abgeſägt

Mannhafte Worte im Reichstag bei der zweiten Beratung des Haushalts
des Reichswehrminiſteriums
Berlin, 15. März.

Präſident Loebe eröffnet die Sitzung um 13 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht die Forlſetzung der zweiten Be

ratung des Haushalts des Reichswehr miniſterium.
Von den Kommuniſten iſt ein Mißtrauensantrag gegen den

Reichswehrminiſter Groener eingegangen.
Abg. Dr. Bredt (W. V.) erklärt, der Wehrminiſter bedürfe

eines ſtärkeren Maßes von Vertrauen als andere Miniſter. Auf-
fällig ſei es, daß wir bei 21 Jnfanterieregimentern 18 Kavallerie-
regimenter haben. Dabei hat die Kavallerie überhaupt keinen
Gefechtswert mehr. Pazifismus und Wehrmacht ſind Gegenſätze
und eine Wehrmacht auf pazifiſtiſcher Grundlage iſt unmöglich.
Wenn wir eine Reichswehr unterhalten, muß ſie zweifellos an
einen kommenden Krieg denken. Allerdings wird dieſer kommende
Krieg nicht mit den Waffen des Weltkrieges, wie Maſchinen
gewehren und Kanonen, ausgekämpft werden. Der Wert einer
deutſchen Vundesgenoſſenſchaft beruht aber nicht auf der kleinen
Reiche wehr, ſondern auf den inneren Kräften Deutſchlands.

Kicht die Wehrmacht, ſondern die Politik werde entſcheidende
Bedeutung haben. Die Schickſalsfrage wird ſein, daß Miniſter
Groener nicht bloß den guten Willen, ſondern auch die Kraft auf
bringt, ſolche Dinge, wie ſie der Phoebusſkandal zutage gebracht
hat, künftig zu verhindern. Die Reichswehr muß ſich auf die
Tradition des alten Heeres ſtützen, aber trotzdem für die Repablik
erzogen werden.

Abg. Straſſer (Nat.-Soz.) bezeichnet den Miniſter Groener
als den Bürochef von ein paar Hundert Veamten in der Lendler
ſtraße. Wer heute Pazifismus und Kriegsdienſt-
verweigerung predige, ſei ein Schuft, ein Lump, ein
Achtgroſchenjunge der Dawesparteien.

Aus dem Volksheer habe man ein Heer von Beamten und
Bürogenerälen gemacht.

Auf Wunſch von Brignd habe man Geßler und Seeckt
abgeſägt.

Der Redner wirft dem Außenminiſter Dr. Streſemann in dieſem
Zuſammenhange be wußten Landesverrat vor. Ein
Herr auf der Publikumstribüne klaſcht Beifall. Präſident

Loebe erteilt zunächſt dem Redner einen Ordnungsruf und er
ſucht gleichzeitig den Beifallrufer, die Tribüne zu verlaſſen.) Der
Redner erklärt weiter, nach den Lobhudeleien der jüdiſchen Preſſe
wiſſe man, was man von Groener zu erwarten habe. Als der
Redner die Ausführungen des Miniſters Groener einer heftigen
Kritik unterzieht, erklärt Präſident Loebe: „Sie dürfen die Aus
engen des Reichswehrminiſters Groener nicht in den Kot
ziehen.“

Zum Schluß erklärt der Redner, daß ſeine Partei gegen das
Gehalt des Miniſters und für den kommuniſtiſchen Mißtrauens-
antrag ſtimmen werde. Sie ſehe in Groener nichts weiter als
die fünfzig Silberlinge, die Judas für ſeinen Verrat erhielt. Die
weiteren Schlußausführungen des Redners gehen in Heil- und
Pfuirufen und andauerndem Glockengeläut des Präſidenten unter.

Abg. Henning (Vök.) bezeichnet es als nationale Pflicht, die
Reichswehr nach Möglichkeit auszubauen. Die Anhänglichkeit an
die alte Tradition dürfe den Offizieren nicht verargt werden. Der
Redner fragt, ob General Haye Freimaurer ſei oder nicht.

Abg. Hänſe (Thüringen) verlangt, daß die Reichswehr im-
ſtande ſein müſſe, das Vaterland zu ſchützen. Daher müſſen die
nötigen Forderungen gebilligt werden. Die Reichswehr müſſe zu
einem wirkſamen Verteidigungsinſtrument das Vaterlandes aus
geſtaltet werden.

Abg. Hucke (Wirtſch. Ver.) iſt der Auffaſſung, daß nicht nur
der Zwang der Dienſtzeit, ſondern vor allem die Verſorgungs-
frage nach der Militärzeit eine Urſache der Selbſtmorde ſei.

Die Streichung des Miniſtergehalts wird gegen die Stimmen
der Kommuniſten, der Völkiſchen und der Nationalſozialiſten ab
gelehnt, ebenſo der kommuniſtiſche Mißtrauensantrag gegen den
Reichswehrminiſter. Die Streichungsanträge der Sozialdemo-
kraten und Kommuniſten werden abgelehnt, der Etat in der Aus
ſchußfaſſung angenommen. Annahme finden auch die Entſchlie
ßungen des Ausſchuſſes, darunter die Entſchließung, die die
Reichsregierung erſucht, den Etat auf Erſparnismöglichkeiten
durchzuprüfen.

Das Haus vertagt ſich auf Freitag, 2 Uhr. Kleine Vorlagen.
Haushalt des Reichspoſtminiſteriums. Schluß 1634 Uhr.

Schamloſe polniſche Lügen!
Gebührende Zurückweiſung im preußiſchen Landtag

Berlin, 15. März.
Präſident Vartels eröffnet die Sitzung um 12,20 Uhr. Das

Haus ſtimmt zunächſt einer Reihe von Ausſchußanträgen zu, die
das Staatsminiſterium erſuchen, u. a. bei der Reichsregierung auf
eine Erhöhung des Krankengeldes für Schwangere hinzuwirken
und ferner auf die ſofortige Einführung des Achtſtundentages in
der Hütten und Waldberginduſtrie. Weiter angenommene An
träge erſuchen darum, die Pflichtſtundenzahl der Lehrer auf den
Stand vor dem 1. Mai 1924 herabzuſetzen, ſowie die Höchſtſchüler-
zahl für die unteren Klaſſen auf 40, für die mittleren auf 830 und
für die oberen auf 20 feſtzuſetzen.

Bei der darauf folgenden Beratung des Stellenplanes weiſt
der Berichterſtatter darauf hin, daß die Preſſeerörterungen,
wonach der Stellenpla.!: a weit von der Beſoldungs-
neuregelung des Reiches abweicht, irrtün. ich ſeien.

Jn der Ausſprache ſtellt Abg. Miyer (D. V. P.) mit Be
friedigung feſt, daß der Stellenplan wenigſtens einige dringende
ſachliche Bedürfniſſe befriedige und wendet ſich gegen die Er
höhung der Aufwandsentſchädigungen für die Miniſterpräſidenten,
die Miniſter und Staatsſekretäre.

Der Stellenplan wird dann mit großer Mehrheit unter Ab
lehnung ſämtlicher Aenderungsanträge angenommen.

Es folgt die zweite Beratung des Weſtharztalſperrengeſetzes.
Abg. von Ditfurth (Ntl.) bedauert, daß dieſe notwendige

Neuregelung erſt ſo ſpät durchgeführt werde.
Abg. Dr. Schuſter (D. V. P.) verlangt die ſchleunige Durch

führung des Geſetzes. Die Abg. Abel (Komm.) und Barteld (Dem.)
ſtimmen der Vorlage ebenfalls zu.

—khkzZdD dFeuilleton
Halle, 16. März.

Das Recht des Staates
am Bildungsweſen

Profeſſor Kerſchenſteiner, München, ſpricht in der
Volkshochſchule.

Wir können der Volkshochſchule nur dankbar ſein, daß ſie
die Vorträge der pädagogiſchen Reihe von dem größten der
Pädagogen der Gegenwart eröffnen ließ, und noch dazu mit
einem Thema, welches, hochaktuell, nicht nur pädagogiſche Fach
kreiſe intereſſierte. Für einen derartigen Stoff war Georg
Kerſchenſteiner, deſſen Hauptarbeitsgebiet die Fragen der
ſtaatsbhürgerlichen Erziehung ſind, wohl am geeigneſten. Es
kommt dazu, daß er Praktiker iſt, ſeine pädagogiſchen Theorien
ſind nicht nur Ergebniſſe philoſophiſch-pädagogiſcher Ueber
legungen, ſondern ſie gingen zum großen Teil aus der Praxis
hervor. Auf dieſem Gebiet liegt ſeine Hauptarbeit, daneben hat
er auch mathematiſche, naturwiſſenſchaftliche, geologiſche Schriften
publiziert. Die bekannteſten ſeiner pädagog ſchen Werke ſind:
„Begriff der Arbeitsſchule“, „Begriff der ſtaatsbürgerlichen Er
ziehung“, „Theorie der Bildung“.

Zu der Frage des „Rechtes des Siaates am Bildungsweſen“
führte Kerſchenſteiner geſtern abend etwa folgendes aus:

„Bei der Frage, welches Recht der Staat zur Erziehung
habe, bieten ſich dem Nachdenkenden eine Menge von Problemen,
die, ineinander verſtrickt, kaum lösbar ſcheinen. Es ergibt ſich
vorläufig: der Staat nimmt ſich dies Recht. Da drängt aber die
Frage nach dem moraliſchen Recht ſchon nach. Kann der
Staat als Machtgebilde ein ſittlicher Erzieher ſein? Darf er ein
greifen

Ein geſchichtlicher Rückblick lehrt, daß ſich der Staat
vor der Reformation von dem Bildungsweſen fernhielt. Jn der
Antike war das ſelbkſtverſtändlich. ie Einrichtungen waren
ſtändiſch, religiös oder privat fundiert, durch die Reformation erſt
wurde die Verantwortung für die Schulen den Fürſten übertragen. Dieſe herrſchten abſolut. Jn Preußen kam 1707 der
Schulzwang, in Bayern 1802. England erreichte ihn endgültig
erſt 1918, Frankreich in den Kämpfen von 18821886. 1919
wurde dann in Deutſchland in der Reichsverfaſſung der Schluß-
ſtein gelegt, indem innerhalb der Volksſchule keine Privatſchule
beſtehen bleiben durfte.

Somit iſt das Staatsſchulrecht ne u, ein Zweifel an ihm
alſo t um ſo mehr, als auch die Gemeinſchaften
kraft ihrer Werte Anſpruch auf Erziehung erheben. Der Ge

Abg. Prelle (Dt.Hann.) gibt der Koffnung Ausdruck, daß
durch das Geſetz endlich die ſchweren Schädigungen für das Lein
becken beſeitigt und neue Kulturländereien gewonnen werden.

Tamit ſchließt die Beſprechung und das Ceſetz finde: in
dritter Leſung und auch in der Schlußabſtimmung einſtimmig
Annahme. Das Haus ſetzt dann die Ausſprache zum Kultus
haushalt fort-

Abg. Prelle erklärte, der Kultusminiſter habe ſich einſeitig
zu einer republikaniſchen Kulturpolitik bekannt, obwohl man bei
den Eeiſteswiſſenſchaften gar keine feſte Norm ſetzen könne.

Die Beratung wurde dann zur Vornahme zurückgeſtellier
Abſtimmungen unterbrochen. Dabei wurden beim Handelshaus-
halt die Zuſchüſſe für die Fach und Berufsſchulen erhöht. Außer-
dem wurden Anträge auf Erhöhung der Aufwandsentſchädigung
für den Miniſter und den Staatsſekretär angenommen, ſowie
ſolche, die eine Einſchränkung der privat wirtſchaftlichen Ve
tätigung der öfſentlichen Verwaltung, Maßnakmen gegen des
wilde Hauſierweſen und Rückſichtnahme auf die Not von Hand
werk und Eewerbe durch ſteuerliche Erleichternngen, insbeſondere
im beſetzten Eebiet fordern. Für Verkehrsweröung ſeollen
150 000 Mark eingeſetzt werden.

Bei den Abſtimmungen zum Haushalt des Staats miniſteriums
und des Miniſterpräſidenten wurde mit 176 gegen 151 Stimmen
der Rechten und der Kommuniſten ein Antrag des Hauptaus-
ſchuſſes angenommen, die nichtruhegehaltsfähige Aufwands-
entſchädigung auch auf den Staatsſekretär auszudehnen und die
Titelſumme um 4000 Mark zu erhöhen.

Der kommouniſ. ſche Mißtrauensantrag gegen das Staats
miniſterium wurde mit 185 gegen 96 Stimmen bei 18 Enthal-

danke der abſoluten Staatserziehung tauchte 1760 zuerſt in
Frankreich auf; er ſtützte ſich auf das ewig göttliche Recht der
Moral. 1768 erſchien Baſedows Vorſtellung an Menſchen
reunde“; danach ſollte der Saat fördern, aber kein Monopol
ben. Wilhelm Humboldt iſt durchaus ner der Staats

erziehung in ſeinem Werk „Jdeen einem Verſuch, die Grenzender Virkſamteit des Staates zu beſtimmen“. Fichte dagegen

will die Kinder von der verſeuchten älteren Generation weg
nehmen zur Nationalerziehung. Bei Herbart, Schleier-
macher, Dörpfeld, Ziller finden ſich widerſprechende
Meinungen.

Der Staat iſt urſprünglich ein Machtgebilde
und gründet ſich auch auf Macht, ſie iſt ſeine ſtärkſte Stütze.
Solange er aber Mach'gebilde iſt, kann er nicht „ſittlich“ ge
nannt werden. Trotzdem entwickelt ſich in ſeinem Schutze die
Kultur, der Geiſt. Die Geſellſchaftegruppen leben auf. Damit ſie

können, iſt die Macht notwendig. Durch Kampf der
ruppen untereinander reift die Kultur aus. Jn dieſem Kampf

liegt für den Staat eine Gefahr. Weil er Macht hat, kann er
die Forderungen der Einzelnen umgrenzen, und in dieſen Grenzen
ſpielt ſich dann der Kampf ab. Die Wichtigkeit des S'agates
empfindet der Bürger in Zeiten des Chaos, wo er ſich nach ihm
als Träger der Gerechtigkeit umſieht. Hier eröffnet ſich der Weg
ur Verſittlichung des Staates, er wird unentbehrliches Tr
trument, die Sittlichkeit zu erhalten. Der Geiſt iſt es alſo, der
aus dem Mach' gebilde ein ſittliches Gebilde ſchafft. (Die Parallele
zu Plato liegt klar, wenn dieſer den Staat als Verwirklichun
der Gerechtigkeit anſieht.) Das führt zur Staatsidee. Die zei
ihn uns als ein Werkzeug, das die Aufgabe hat, die Gegenſätze
auszugleichen durch kechtigkeit und Billigkeit zum inneren
Frieden. Natürlich ſteht dieſer Staat als Jdeal da. Unzulänglich-
keiten zeigen ſich überall. doch iſt wichtig, daß die Staatsidee
eine ſittliche Jdee iſt. Und dieſer Umſtand macht den Ein
griff des Staates in die Schule möglich. Es hat aber nur der
Staat ein Recht auf die Schule, der auf dem Wege zum ſittlichen
Gemeinweſen iſt. Ein diktatoriſcher Staat kann das Monopol der
Erziehung nicht haben. Will er aber vom Machtſtaat weg zum
ſit!lichen, ſo kann er das nur mit Hilfe ſeiner ſittlichen Staats
bürger. Jhm erwächſt hier eine Erziehungsaufgabe: er hat Sorge
zu tragen, daß ſich eine ſittliche Staatsgeſinnung entwickelt. So-
weit es ſich um die ſittliche Erziehung handelt, hat er auch ein
Recht, einzugreifen. Das Ziel iſt nicht allein der ſittliche Rechts
ſtaat, ſondern auch der Kulturſtagt. Um ſich auswärts entwickeln

u können, muß er folgende Rechte auf das BildungsweſenGaen: Er muß überwachen, damit zur

wird, er hat die Sorge für die Ausbildung der Lehrkräfte, er
muß die Gemeinſchaften innerhalb des Staatez unterſtützen, da
mit dieſe zur Staatsgeſinnung ergziehen können, er regelt Aufbau
und Einheitlichkeit des Bildungsweſens.

tungen der Wirtſchaftlichen Vereinigung abgelehnt. Für den I
trag ſtimmten außer den Kommuniſten nur die Völfiſchen n
Deutſchnationalen und die Deutſche Volkspartei nahmen en Die

Abſtimmung nicht teil. derAbg. Danicke (Vö erklärte, die ganze preußi ſ24laufe auf eine Stärkung der Hausmacht Regie et rn

auf Koſten der deutſchen Kultur hinaus. ten
Kultusminiſter Dr. Becker ergriff ſodann das Wort

polemiſierte in der bekannten Weiſe über das Reichsſchulgeſetz nd
Abg. Baczewſki (Pole) erklärte unter lebhafter Erregung

der rechten Seite des Hauſes, daß das, was die faſchiſtiſche gf
gierung an den Deutſchen Südtirols vollziehe, nichts anderes ſe
als das, was den fremden Minderheiten in Deutſchland t
Jahren angetan werde. Die preußiſche Methode gegenüber b
Minderheiten ſei hinterliſtig und brutaler noch als die Muſſolinis
(Lebhafte Entrüſtungs und Pfuirufe rechts.) Vor allem müſſ.
jedes polniſche Kind den Religionsunterricht in ſeiner Mutte
ſprache erhalten. (Zuruf: Und die deutſchen Kinder in Polen

Ein Regierungsvertreter wies unter lebhafler Zu
ſtimmung die Behauptung des Abg. Veczewſli (Pole) zurück daß
die preußiſche Minderheitspolitik hinterliſtig und unehrlich ſei
Er betonte daß Preußen ein polniſches Leſebuch fubventioniert
habe, um es billiger im Preiſe zu ſtellen, und daß ferner in
Deutſch Oberſchleſien das Genfer Minderheitenabkommen ſo
loyal ausgeführt ſei, wie man es von der polniſchen Regierung
nur wünſchen möchte. Die Staatsregierung werde bemüht ſein,
die geſetzlichen und rechtlichen Unterlagen des Minderheitenweſen
weiter zu verbeſſern.

Abg. Koch (Dutl.) verwies auf die ſchwierige Lage in Oſt
preußen, die es erforderlich mache, daß dort Pfarrſtellen erhalten
bleiben. Auch ſeine Partei verlange ein Kirchenſteuergeſetz,

Abg. Linneborn (Ztr.) erklärte, die katholiſche Kirche wünſche
daß die Staatebürger verfaſſungstreu die Stagatsautorität achten
wie Staatsſymbole ehren und dem Staate treu dienen. In den
Flaggenantrag der Regierungsparteien hätte die Kirche nicht
einbezogen werden ſollen. Bei einer erheblichen Erhöhung der
Staatszuſchüſſe für die evangeliſche Kirche ſeien die Leiſtungen
für die katholiſche ſeit 1906 unverändert.

h

Ozeanflieger Hincheliffe verſchollen!
New York, 15. März.

Die Meldung von der Landung Hincheliffes hag ſich bisher
nicht beſtätigt. Trotzdem die ganze Umgebung auf das genaneſte
durch Kavalleriepatrouillen abgeſucht wurde, iſt auch nicht die
geringſte Spur eines Flugzeuges gefunden worden. Von
behördlicher Seite wird erklärt, daß die Meldungen von der
Landung des Ozeanfliegers offenbar auf einem Jrr-
t um beruhten.

Der Reichstegsetat im Haushalts-
ausſchuß erledigt

Berlin, 15. März.
Der Haushalsausſchuß des Reichstages genehmigte heute den

Etat des Reichtages bis auf einige Titel, die morgen in einer
emeinſamen Sitzung mit dem Aelteſtenrat erledigt werden ſollen
uch der Nachtragsetat für 1927 wurde im weſentlichen erledigt.

Die Garantieübernahme für die Dividende der deutſchen Reiche-
bahnVorzugsaktien und zur Beſchaffung von Düngemiiteln in
Pommern wurde genehmigt, dagegen die Gavantieübernahme für
die Rationaliſierung induſtrieller Betriebe im Waldenburger Re-
vier einem Unterausſchuß überwieſen.

Der öſterreichiſche Bundesrats präſident
bei Hindenburg

Berlin, 15. März.
Der Präſident des öſterreichiſchen Bundesrates, Univerſiläts-

profeſſor Dr. Karl Hugelmann wurde heute vormittag vom
Reichspräſidenten in längerer Au jenz empfangen.

Muſſolini gegen die Enthüllungen
über Südtirol

Berlin, 15. März.
Den Abenklättern zufolge, hat die ialieniſche Regierung

ſämtliche Exemplare des Daily Expreß, die die Enthüllungen
über Südlirol enthalten, in Jtalien beſchlagnahmen laſſen.
Ebenſo ſind die deutſchen Zeitungen, die dieſe Enthüllungen ab-
gedruckt haben, beſchlagnahmt worden.

Grenzen erſcheinen in der Erziehung der Menſchen als
Jndividuen und in dem Anſpruch der Gemeinſchaften
auf Erziehung. Das Jndividuum hat nur Recht auf Selbſtentwid-
lung. Schule und Bildung aber ſind Widerſprüche, denn jede
Bildung iſt Selbſtbildung. Dieſe kann der Staat nicht gewähr-
leiſten. Die Gemeinſchaften als Wertträger glauben auch be
rechtigt, zu erziehen. Dadurch entſtehen Grenzſchwierigkeiten. So
wird der Ruf zur Brüderlichkeit verſtändlich. Der Staat wird
immer Machtſtaat bleiben, und die Macht wird bei der ſtärhſten
Partei liegen. Wandel in der allgemeinen Erziehungstenden;
kann nur durch die Anerziehung von Kardinaltugenden gebracht
werden. Die hier notwendig zu erwähnende iſt der moraliſche
Mut, das offene Bekenntnis der perſönlichen Anſicht, verbunden
mit Hochachtung der Meinung des Gegners. Dieſer moraliſche
Mut ſcheint in England am weiteſten verwirklicht zu ſein.“

Rechte, Pflichten und Grenzen des Staates in der Ein-
wirkung auf das Bildungeweſen wurden ſo r in tief
gründiger und exakter Weiſe. Wie der 74jährige Gelehrte ſprach
ewannen dieſe abſtrakten Dinge Leben u die Aufmerk-
amkeit nicht ſinken. Der reiche Beifall des überfüllten Saale

möge ihm fagen, daß er hier nicht nur gelehrt, ſondern auch

begeiſtert hat. bey.Baſſermann geigt in Halle für die Blinden. Zu Gunſten des
„Hilfsvereins für Blinde“ in der ProvinzialBlinden- Anſtalt
findet im großen Saale der „Loge zu den 3 Degen“ am Mittwoch
den 21. März, abends 8 Uhr, ein Violinabend von Hans Baſſer
mann ſtatt. Der Verein will damit den Gönnern ſeiner edlen
Beſtrebungen etwas Großes bieten. Aus dem Programm ſei
beſonders erwähnt die Serenade für zwei Violinen von Sinding,
Chaconne von Reger und das Violinkongert von Strauß. Ein
zahlreicher Beſuch ſt im Intereſſe des guten Zweckes ſehr zu
wünſchen, bietet den Beſuchern gleichzeitig einen hohen Genuß.

Kammerſänger Walter Soomer Leipzig 50 Jahre alt.
Der bekannte Kammerſänger Walter Soomer, Leipzig, vollendete
in dieſen Tagen ſein 50. Lebensjahr. Walter Soomer ſtudierte
in Breslau und Berlin Philoſophie, ehe er ſich zum Sänger aus
bi den ließ. Halle, Leipzig und Dresden ſind die Stationen ſeiner
Bühnenlaufbahn auf dem Wege zu internationalem Ruhm. Seitihn Bayreuth im Jahre 1906 erſmallg zu den Feſtſpielen ver

pflichtete, galt er 20 Jahre lang als der vorbildliche Sänger und
Darſteller der Wagnerſchen Variton und BVaßpartien, der bei
keinem Feſtſpiel fehlen durfte. Man kann ſagen, daß keine große
Bühne des Jn und Auslandes exiſtiert, auf der er nicht al
Gaſt gefeiert wurde. Drei Jahre galt er neben Caruſo, Ämato,
Scotti und anderen als der Stern der MetropolitanOper in
Neuyork. Er fehlte nicht in London oder Paris, in Wien, Zürich
oder Brüſſel, wenn es galt, den dortigen Opernaufführungen feſt
ſpielmäßigen Charakter zu verleihen.
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Halle uns Umgebung

Halle, 16. März.

Am Bahneingang Thielenſtraße
fehlt ein Fahrkarten-cchalter!

Ein unhaltbarer Zuſtand.

z vor einigen Jahren der Aus ang und Eingang
raße“ infolge des ungeheuer angeſtiegenen Ver-

von der Reichsbahn geſchaffen wurde, waren die Anwohner
tens darüber ſehr erfreut. In der Hauptſache hatte fich

Zeit wohl die Reichsbahn hierzu veranlaßt geſehen, um
Verkehr der an kommenden Reiſenden beſſer zu regeln.
t taum anzunehmen, daß die Reichsbahn damals auch die

nen des von Halle abfahrenden und den Eingang Thielen
v benutzenden Publikums mit berückſichtigten wollte

Anſcheinend wider villig hat ſeiner Zeit die Reichsbahn-
on am Eingang Thielenſtraße Bahnſteigkarten-

utomaten aufgeſtellt. Seit kurzer Zeit ſind die Beamten
der fraglichen Sperre infolge der ſich gezeigten Mißſtände
denkt nicht Jeder an ein Zehnpfennigſtück für den Karten-

utomat und beſonders der Fremde hält eine derartige Ein
chtung in der heutigen Zeit des Schnellverkehrs nicht für mög
i mit Wechſelgeld verſehen. So ſehr wir auch der

ichebahndirektion für dieſe Neuerung danken, ſo können wir
4 nicht umhin, ganz beſonders zu betonen, daß auch die
tigen Verhältniſſe am Eingang Thielenſtraße auf die Dauer

räglich ſind.
Der Reichsbahndirektion iſt auf alle Fälle die ungefähre

oße Zahl derjenigen Reiſenden bekannt, die dieſen Eingang
utzen. Weshalb kann ſich nun die Reichsbahndirektion nicht
ſſchließen, einen beſonderen Fahrkarkenſchalter an

eſem Eingang einzurichten? Viel Aerger und Verdruß würde

jerdurch beſeitigt. 2Der eventuelle Einwand, es fehle an einem geeigneten Raum,
unn nicht erhoben werden, da ſich in dieſem Gebäude noch

Al
Thielen ſt

iner

rekti

r rwatwohnungen befinden. Desgleichen wäre der Einwand, daß
ie jerdurch ein neuer Beamter er Irderlich iſt, abſolut undiskutabel.

Von Wenn auch in letzter Zeit öfter die Neugeſtaltung des Haupt
on der Anbofes erörtert wurde, ſo iſt jedoch nach alledem nicht anzu
Jrr- hmen, daß dieſer Umbau bereits in den nächſten Jahren erfolgt

nd daß der erwähnte Uebelſtand bald beſeitigt wird. Die Reichs
ndirektion ſollte ſich daher entſchließen, durch baldige Ein

ihtung einer beſonderen Fahrtarten ausgabe am Ein-
ang Thielenſtraße dem berechtigten Verlangen der Reiſenden

ng zu tragen.

Abitur an der Latina
der Franckeſchen Stiftungen

Sämtliche 26 Prüflinge haben beſtanden!

Die vom 12. bis 14. März unter dem Vorſitz des Ober
udiendirektors Dr. Michaelis ſtattgefundene Reifeprüfung

der „Latinga“ beſtanden ſämtliche 26 Abiturienten und zwar:
iegfried Apel (Medizin); Ludwig Conradi (Theologie); Fri
gel (Theologie); Auguſt Engeln (Tierarzt); Adalbert Etzrod

Laturwiſſenſchaften); HansJörg Forndran (Schiffbauingenieur);
ſt Frenzel (Medizin); Huo Fritſche (Jura); Wilhelm Gonner-

z.
te den

einer
ſollen

rledigt.
Reiche-

teln in
me für
er Re

dent

irz. ann (Jura); Walter Haafe (Theologie); Reinhard Heldmann
rſiläts Theologie); Rudolf Herrmann (Medizin); Werner Janken (Jura);
g vom Waldemar Johſt (Theologie); Ernſt Kämmerling (Theologie);

derner Kopf (Naturwiſſenſchaften); Paul Koſin (Jurg und Volks
irtſchaft Rüdiger Koſin (Flugzeugbau); Herbert Künzel

en Philologie); Bruno Löwenberg (Theologie); Horſt Mattheſius
Jurg und Volkswirtſchaft); Hermann Müller (Jurg und Volks
virtſchaftß; Paul Gerhard Neumeier (Phyſik); Wolfgang Otto

rz. Philologie)j; Oswin Quaaßdorff (Lehrer); Joachim Schleiff
gierung Jura).
llungen

laſſen
en ab burg Cobeda als Sportſanatorium des D. H. V. im Film

Vor zwei Jahren errichtete der Deutſchnationale Handlungs-
am gehilfenverband“ auf ſeiner im Saaletal bei Jena gelegenen
n al burg Lobeda ein Sportſangtorium, die Heilſtätte
ften ür die deutſche Kaufmannsjugend. Jn ihr haben erholungs-
ntwic jedürftige oder in ihrer körperlichen Entwicklung zurückgebliebene,
n jede chwächliche Kaufmannslehrlinge und jugendliche Gehilfen in
wahr reiwöchigen Kurgängen Gelegenheit zu gründlicher Erholung.
ich be in die Tätigkeit dieſer fachmänniſch geleiteten Erholungsſtätte
n. So ab ein Film, der geſtern zum erſten Mal hier im Saal des

wird C. V. J. M.“ vorgeführt wurde, einen aufſchlußreichen Ein
ärkſten blick Sein Ablauf ließ die verantwortungsbewußte Arbeit er-
enden ennen, die auf Lobeda zum Beſten der Jugend des Kaufmanns-
bracht tandes geleiſtet wird. Anleitungen zu einer geſundheitsgemäßen
aliſche Lebensführung, deren Kern eine plan mäßige Körper-
unden ſchulung durch neuzeitliche Leibesübung bildet, ſind die
aliſche Grundlagen der Kurweiſe, die die Teilnehmer in den drei-

vöchigen Kameradſchaften unter der Leitung von Sportlehrern
Ein ind unter ſportärzlicher Aufſicht pflegen. Dabei wird beſonderer

tief Wert auf die Lockerung, Dehnung und Kräftigung der Glieder
prah ind Organe gelegt, die durch die Eigenart des Kauſmanns-
merk- erufes nicht zur Entwicklung und Ausarbeitung kommen. Die
aales ohen Bilder aus dem Tagesablauf, die der Film zeigte, laſſen
auch s glauben, daß die vielſeitige körperliche Betätigung in friſcher
f. uft, die ihre Ergänzung durch reichliche und kräftige Mahlzeiten

ind regelmäßige, ausreichende Ruhepauſen findet, wirkliche Er
n des lung bedeutet und eine günſtige Beeinfluſſung der körperlichen
nſtalt ntwicklung zur Folge hat. Dabei werden für den dreiwöchigen.
twoch, zurgang als Koſtenbeitrag für die Unterkunft und Verpflegung,
aſſer Wie ärz liche Ueberwachung und lediglich 35 RM.
edlen rhoben. Wie wir hören, beginnt der erſte diesjährige Kurgang
m ſei reits am 23. April. Die Anmeldung vermittelt der hieſige
iding, ugendführer des „D. H. V.“, Karl Schmidt, Dorotheen

Ein iraße 1 II, der auch zu weiteren Auskünften gern zur Ver-
hr zu gung ſteht.
uß.

u Worüber wir uns ärgern
dierte (Stimmen aus dem Lablikum.)
aus l. Daß keine beſchleunigten onenzüge bnd geren wtennigten per v tn

e ine beſchleunigten Perſonenzüge Roſtock undSchwerin und zurück verkehren. was nat
und 3. Daß Sonnabend mittag keine beſchleunigten Perſonenzüge
r bei nach Berlin verkehren.
reß et ſe W nachts kein ſpäterer D-Zug von Verlin nach Halle

mato, 5. bei Gr 8einiger i Frippeebldemnien weder Kinos noch das Theater

ſp bei eintretendem Glatteigs wohl Sand und Aſche
geſtreut wird, bei Tauwetter dieſe je nicht wenigſtens von
den Bürgerſteigen mit ein paar Eimer Waſſer entfernt werden.

Die Wechſelgeſchäfte von Gantz Fuß
Eine Firma, die ſich unter allen möglichen Verſprechungen 200 o000 Mark pumpte, aber nichts zurückzahlte Sich ſo

zu ſanieren, iſt wahrlich nicht ſchwer!

Die geſtrige Verhandlung im Stadtbankprozeß brachte weitere
r über die Affäre Stadtbank „Gantz und
Fuß“. Man ging im Laufe der Verhandlung auf die Kredit
gewährung im einzelnen ein.

Der zunächſt eingeräumte Kredit in Höhe von 30 000 Mark
wurde ſchon am Tage der Bewilligung ausgezahlt.
Eine Sicherungshypothek ſollte über 34 000 Mark geſtellt werden;
trotzdem die Eintragung ſofort in die Wege geleitet wurde, er
ledigte ſich die Sache erſt im Dezember. Schon Ende
Juni wurde der Kredit überſchritten. Merkwürdig iſt, daß
zur gleichen Zeit an einen anderen Stadtbankkunden ein
Schreiben ging, in dem ihm eine Kreditüberſchreitung abge-
ſchlagen wurde, da „ſelbſt größte Banlhäuſer ſich zu einem ſolchen
Schritt nie hergäben

Das Gericht läßt nun den Sachverſtändigen, Direktor
Goethert, ſein Urteil abgeben. Die Darlegungen des Sach-
verſtändigen gehen etwa dahin: Die Firma „Gantz Fuß“
neigte dazu, über ihre Verhältniſſe hinaus ſich feſt
zulegen; ſie gehörte zu den „ſchwachen Kunden“. Die Taxe des
Städ iſchen Vermeſſungsamtes wurde bei der Bewertung der
Hypotheken nicht zugrunde gelegt. Es iſt deshalb ver-
ſtändlich, daß die Gebrüder Gantz dem Stadtbankdirektor
Berger ihren warmen Dank dafür ausſprachen: „Wir wiſſen Jhr
Entgegenkommen ſehr zu ſchätzen!“

Ende Juni betrug das Debet-Konto bereits 84 000 Mark,
r finden ſich in der Kreditliſte nur 24 000

ark aufgeführt. Das Konto wurde Mitte Juli abgeſchloſſen.
Man nahm dafür ein 6-Wochen-Akzept über 100000
Mark herein, das ſpäter fortlaufend nach dem jeweiligen
Debetſtande verlängert wurde. „Gantz Fuß“ waren mit dieſer
Regelung durchaus einverſtanden, nur verlangten ſie bei der
immer zunehmenden Kapitalnot garantierte Prolon-
gation auf ein ganzes Jahr hinaus, was auch zuge-t wurde. Bis Ende Juli ſtieg die Schuld auf 92 000 Mark.

an muß alſo die Hereinnahme des Wechſels als ver
ſchleierte Erhöhung des Kredites anſehen.

Der Angeklagte Otto Ganz erklärt hierzu, daß ſämtliches
Geld für den großen Neubau verwandt worden ſei, allerdings
auch zur Abdeckung anderweitiger Schulden. Auf
das Drängen der Stadtbank mußte das Grundſtück in der Forſter
ſtraße verkauft werden. Das brachte einen Erlös von 45 000
Mark, die bis auf 15 000 Mark der Stadtbank bar zufloſſen. Am
2. September wurde der 100000-Mark- Wechſel zum
erſten Male prolongiert; der Wechſel blieb unver-
bucht. Jm Oktober wurde erneut prolongiert mit einem Debet-
ſtande von 120 000 Mark. Die Neuaufnahme von Krediten erfolgte
ohne weiere Verhandlungen. „Gantz K Fuß“ wollen ſtändig
damit gerechnet haben, baldigſt größere Abdeckungen vornehmen
zu können.

Jm November teilte die Stadtbank ihrem Schuldner mit,
daß die Sicherungshypothek nicht mehr ausreiche. Sie verlangte

nun Verſtärkung der Sicherung um 40000 Mark.
Es ſtellte ſich hierbei heraus, daß die Hypotheken aus dem
Juni noch gar nicht eingegangen waren. Zwei Tage
ſpäter aber wurden Wechſel über 125 000 Mark nichtsdeſtoweniger
prolongiert. Jm Dezember legte der Hauptangeklage Berger
dem Kreditausſchuß unter Verſchweigung des Wechſel-
obligos einen Kreditantrag über 30 000 Mark für „Gantz Fuß“
vor. Das Wechſel geſchäft aber ging luſtig weiter,
ja, man ſtellte ſchließlich ein Akzept über 185 000 Mark aus.

Eines Tages trat dann Berger an ſeine Schuldner heran
mit dem Vorſchlag, das Hauptakzept in Einzelwechſsl auf-
zulöſen, die von anderen Firmen zu unterſchreiben ſeien.
„Gantz Fuß“ ließen ſich darauf ein, unterzeichnet wurden die
Wechſel von der Firma „Jco“. Der Angeklagte Otto Gantz
erklärt dazu, daß er ſich vergeblich gefragt habe, wo er eine zweite
Unterſchrift herbekommen könne. Endlich ſei er auf die „Jco“
verfallen, die man zur Belieferung der „Jdunga“ gegründet hatte.
Die Gebrüder GCantz waren von der „Jco“ perſönlich be-
teiligt, erſter Vorſitzender der Geſellſchaft war Direktor Nord.
Gedruckt wurden die bei der „Jco“ hereingeholten Aufträge
bei „Gantz Fuß“. Berger ſoll das alles bekannt
geweſen ſein.

Otto Gantz unterſchrieb
gleichzeitig als Ausſteller und
will es getan haben, weil er ſonſt hätte fürchten müſſen, ſeine
Exiſtenz zu verlieren. Das Gericht legt beſonderen
Wert auf die Feſtſtellung, daß auch bei dieſen Wechſeln wieder
die Einzelbeträge auf „krumme“ Zahlen abgeſtellt waren.
Die erſten Wechſel dieſer Art gingen im Februar 1925 heraus,
Bei der Stadtbank richtete man vorſichtigerweiſe ein be-
ſonderes Konto „Jco“ ein; auch hierfür zeigt das Gericht
lebhaftes0 Jntereſſe, wenn Berger auch dieſe ſonderbare
Buchungsmethode als eine „gänzlich belangloſe Formalität“ hin-
zuſtellen ſucht. Die Gebrüder Gantz wußten hierum Beſcheid.

Jm März war man bei einem Debetſaldo von rund 209 000
Mark angelangt. Nun war für Berger der Moment gekommen,mit „Mahaungen“ einzugreifen. Aber wie bei den meiſten ſeiner

Kunden fand er damit wenig Gegenliebe. „Wir ſind ſelbſt un
tröſtlich!l Wir ergreifen ſchon die drakoniſchſten Maßnahmen!
Unſere laufenden Verpflichtungen ſind nur gering, ſie werden
durch unſere Außenſtände weit übertroffen. Wir bitten dringend,
uns Zeit zu laſſen, dann wird das Geſchäft auch Ueberſchüſſe ab-
werfen!“ ſo lauteten die Antworten, die von „Gantz und
Fuß“ einliefen. Die Stadtbankleitung verharrte nun dabei, zu
mahnen und höhere Sicherungen zu fordern, irgendwie Durch-
greifendes tat ſie nicht. So konnte denn am 1. April
1925 die Schuld auf 219 000 Mark anwachſen.

Der Hauptangeklagte Berger beſtreitet,
näheres gewußt zu haben. Er habe ſie ſtets für ſicher gehalten,
da die Jduna hinter ihr ſtand. Jrgendeine Auskunft über
die „Jco“ einzuholen hielt Herr Berger für überflüſſig

Die Verhandlung wird heute vormittag fortgeſetzt.

nun die „Jco“- Wechſel
Atkzeptant. Er

über die „Jco“

Halles Geflügelzucht hat weiten Ruf!
Was der Grnithologiſche Perein leiſtet Am 11. Aprib große Geflügelwoche

Jn der letzten Monatsverſammlung des Halliſchen Ornitholo-
giſchen Vereins im „Schultheiß“ ſprach dieſer Tage Konrektor
Lemtſch über die Entwicklung des Vereins unter dem
Thema „Rückblick, Einblick und Ausblick“. Der Redner, der ſchon
ſeit 1871 der Bewegung angehört und bald 30 Jahre an der
Spitze des Provinzialverbandes ſteht, war wie kein anderer zu
dieſem Vortrag berufen.

Jm erſten Teil ſeiner hochintereſſanten Ausführungen ver-
breitete ſich Konrektor Lemtzſch über das Arbeitegebiet des
„Halliſchen Ornithologiſchen Vereins“. Er zeigte, wie der Verein
von Vogelkunde und Vogelſchutz ausgehend, vor allem
ſich mit der Geflügelzucht befaßte, wie er dann ſehr bald die
Zucht von Raſſegeflügel auch auf dem Lande und in den um-
liegenden Städ'en propagierte, in richtiger Erkenntnis ihrer
volkswirtſchaftlichen Bedeutung. Mit verſtändnisvoller Unter
ſtützung des damaligen Regierungspräſidenten Dieſt gründetendie Führer des Vereins, Lehrer Titel und Emil Schacht-
zabel, der allen Hallenſern bekannte, hochbetagte und doch
noch jugendfriſche jetzige Präſident des mehr als 130 000 Mit-
glieder zählenden „Bundes deutſcher Geflügelzüchter“, im Jahre
1891 den Verband der Geflügelzüchter, Verein für
die Provinz Sachſen und angrenzende Länder“. So wurde das
Feld ſegenreichen Wirkens erweitert, vor allen Dingen aber
neben der Hebung der Raſſegeflügelzucht auch die Nutz-
geflügelzucht gefördert.

Das damals geſäte Samenkorn iſt aufgegangen: heute um-
faßt der Provinzialverband 150 Vereine. Und heute noch iſt
Halle der Sitz des Verbandes und aus Mitgliedern des

Vereins ſetzt ſich der Verbandsvorſtand zuſammen. Der
edanke zur Gründung der in unſeren Tagen weltbekannten

„Lehr- und Verſuchsanſtalt für Geflügelzucht Halle-Cröllwitz“, die
voriges Jahr auf ihr 2öjähriges Beſtehen zurückblicken konnte,
entſtand ebenfalls in den Reihen des „Halliſchen Ornithologiſchen
Vereins“. Aber nicht nur die Jdee zur Gründung, ſondern auch
die Gründung ſelbſt verdankt man dem Verein, da Mit
lieder ſeines Vorſtandes ſie beim Landwirtſchaftsminiſteriumſeinergeit durchſetzten. Weiterhin war auch der erſte Leiter

der Anſtalt, dieſer erſten überhaupt im ganzen deutſchen Reiche,
ein Vereinsmitglied, nämlich der wohlbekannte bisherige
Lektor für Geflügelzucht an der Univerſität Alfred Beeck. Auch
den jetzigen Leiter der Anſtalt, Landwir:ſchaftsrat Römer,
darf der Verein zu ſeinen Mitgliedern zählen. (Dieſer weit-
bekannte Mann machte übrigens auch in der ſtattfindenden
Monatsverſammlung intereſſante Mitteilungen über die am
11. April beginnende diesjährige Geflügelwoche in Halle-
Cröllwitz, zu der hunderte von Lernbegierigen erwartet wer-
den.) Der ehemalige Vorſitzende und langjährige Ehrenvor-

Wohin gehe ich heute
Stadtthea(er: „Götz von Berlichingen“ (8).
Walhallatheater: „Grigri“, die große Operette (8).
Deutſche Volksbühne (Geſellſchoftshaus): „Stadt und

Land“ (8).
C. T. am Riebeckplatz:

land“ (4, 6.10, 8.15).
C. T. Große Ulrichſtraße:

(4, 6.10, 8.15).
Ufa Alte Promenade: „Panik“ (4, 6.15, 8.25).
Ufa Leipziger Straße: „Der alte Fritz“ (4, 6.15, 8.25).
Schauburg: „Wie der brave Soldat Schwejk zum Militär

kam“ (4, 6.80, 8.80).
Modernes Theacrr: Operettenſketſch „König Ramſenit“ (8).
Rakete: Das fabelhafte Kabarett- Programm (8).
Kochs Künſtlerſpiele: Das glänzende März- Programm (8).
Haus Dietrich-Kaſino: Die großſtädtiſche Herſe-Vand.

„Jch hatte einſt ein ſchönes Vater

„Der König der Mittelſtürmer“

ſitzende des Halleſchen Vereins, Schachtzabel, lenkt heute
noch die Geſchicke der zuſammenfaſſenden Organiſation aller
deutſchen Geflügelzüchter, die größte derartige Vereinigung
der Welt überhaupt, mit feſten, nimmermüden Händen.
So wurzelt die deutſche Geflügelzucht mit ihrem dem Volks-
ganzen dienenden Beſtrebungen im Halliſchen Orni-
thologiſchen Verein“!

Nicht leicht war es für den Verein und ſeine ſpäteren
Führer ſich durch die Nöle der Zeiten ſtets unbeſchadet hindurch-
zufinden. Auch der „Ornithologiſche Verein“ mußte Kämpfe
durchmachen, ja, es kam zu Spaltungen und ſogar zur Gründung
eines Konkurrenzvereins. Nicht immer war es leicht, mit ander-
wärts unter günſtigeren Bedingungen arbeitenden gleichſtreben-
den Vereinen Schritt zu halten. Jn einer Hinſicht aber
geht es je derzeit vorwärts und aufwärts: in
Halle waren ſtets Raſſenzüchter von Bedeutung zu
Hauſe und manche Halleſche Zucht iſt heute beſtbekannt
in allen Kulturlanden. Ein guter Schritt zum Endziele
ward dem Vereine möglich dadurch, daß der Magiſtrat der
Stadt Halle die Wagenhallen am Roßplatz als
durchaus taugliches Ausſtellungslokal zur Verfügung
ſtellte.

An den Mitgliedern der ſeit Jahresfriſt in dem „Halliſchen
Ornithologiſchen Verein“ wieder vereinigten Geflügelzüchtern
Halles liegt es nun, im einträchtigen Zuſſammenfaſſen
aller Kräfte, das alte große Werk fortzuſetßen
und zu vollenden!

Industrie und Handel
Frankfurter Abenddvörſe.

Frankfurt, 15. März. An der Abendbörſe blieb die Tendenz
freundlich, jedoch war das Geſchäft wieder nur in einigen
Spezialpapieren e was reger. So wandte ſich verſchiedenen
Montanwerken größere Beachtung zu. Bevorzugt waren Rhein-
ſtahl, Mannesmann. Auch Rheiniſche Braunkohle eröffneten
3 Prozent höher, mußten aber im Verlaufe auf Realiſationen der
Spekulation faſt 2 Prozent ihres Kursgewinnes wieder hergeben.
Ferner erhielt ſich für Elektrowerte einiges Jntereſſe, ſo ge
wannen Siemens, Gesfürel je ein Prozent. Farbenaktien waren
wenig verändert. Farbenbonds 135 Prozent, Bezüge 9,45 bis
9,5 Prozent. Stärkere Beachtung fanden noch die Schiffahrts
werte und Karſtadt, die 1 Prozent anzogen. Die Rentenmärkte
lagen weiter vernachläſſigt.

Keine Erhöhung des Diskontſatzes in Belgien. Wie der
DHD. aus Brüſſel erfährt, werden die Meldungen über eine
wahrſcheinliche Erhöhung des Diskonkſatzes offiziös dementiert.

Deutſche Rohſtahlgewinnung im Februar. Die Erzeugung
belief ſich auf 1322 695 To. Sie iſt um 146 729. To. niedriger als
die des Januar. Arbeitstäglich wurden durchſchnittlich 52 908 To.
oder 3609 To. weniger als im Januar hergeſtellt. Die durch
ſchniltliche arbeitstägliche Gewinnyng entſpricht 92 Prozent des
Jahres 1913 im Deutſchen Reich damaligen Umfangs.

Deutſch ungariſche Handelsvertragsverhandlungen. Jn
ungariſchen unterrichteten Wirtſchaftskreiſen verlautet, daß die
Handelsvertragsverhandlungen zwiſchen Deutſchland und Ungarn
im September d. J. beginnen werden.

Druck und Verlag ren Otto Thiele.
Redaktionelle Leilang: Harry Erwin Weinſcyenk,

Verantwortlich für Politik O- ar Friederict: für Lokales Feutheton und
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Leonhard Fritzſching: für Tport und den allgemeinen Teil Guſtav A. Doering;
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33. ordentliche Dollverſammlung der Landwirtſchafts
kammer in halle

Halle, 15. März. Die Mitglieder der Landwirtſchaft s-
kammer für die Provinz Sachſen werden unter
Bezugnahme auf die Beſtimmungen des W über die Land
wirtſchaftskammern, ſowie die bezüglichen eſtimmungen der
Satzungen und der Geſchäftsordnung und untér Hinweis auf die
v r für Donnerstag, den 29. März, vormittags
9 Uhr, zur 83. ordentlichen Vollverſammlung in Halle im Ver
waltungsgebäude der Landwir:ſchaftskammer, Kaiſerſtraße 7, ein
geladen. Die Tagesordnung enthält u. a.: Beſtätigung der
Wahlen zum Deutſchen Landwirtſchaftsrat, Bericht über die Ge
ſchäftstätigkeit der Landwirtſchaftskammer und der Aufſchüſſe,

r über den Voranſchlag für das Geſchäfts
jckr 1928.

Zuſammenlegung von Behörden in Thüringen

Weimar, 16. März. Am 1. April fallen in Thüringen
wiederum eine Anzahl kleinerer Behörden weg, und zwar die
Wintämter in Buttſtädt, Gerſtungen und Pößneck
nd die Forſtkaſſe in Bad Berka. Es erfolgen Zuſammen
legungen mit den größeren Aemtern in Apolda, Eiſenach,
weuſtadt a. d. Orla und Blankenhain.

Ein zum Tode Verurteilter erreicht vas Wiederaufnahme
Verfahren

Eiſenach, 15. März. Die Strafkammer Eiſenach
hat dem Wiederaufnahmegeſuch des am 19. März 1924 zum Tode
verurteilten und ſpäter zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe be
gnadigten Maurers Johannes Leichter aus dem Rhön-
dorf Bremen bei Geiſa ſtattgegeben. Nach ergänzenden nachträg-
lichen Beweiserhebungen des Oberlandesgerichts hat dieſes, wie
bereits mitgeteilt wurde, nicht die Ueberzeugung gewonnen, daß
Leichter der Mörder ſeiner Ehefrau war. Die neue
Hauptverhandlung wird ſofort anberaumt werden, wenn der zur
zeit ſchwer erkrankte Leichter verhandlungsfähig ſein wird. Die
Strafvollſtreckung gegen ihn wird inzwiſchen unterbrochen.

Wechſel im Kreisausſchuß Delitzſch
I. Delitzſch, 15. März. Die beiden Kreisausſchußmitglieder

Plötz und Klöpzig hatten, wie gemeldet, ihre Aemter nieder-gelegt. Die Untergeiner des ſeinerzeitigen Wahlvorſchlages
mußten nun zwei Erſatzmänner nennen Sie reichten daher eine
Liſte ein, in der die Abgeordneten Schmidt und Herold als Nach
folger genannt wurden. Dieſer Vorſchlag war aber un gültig,
da er nicht die genügende Zahl Unterſchriften enthielt. Jetzt iſt
ein neuer Vorſchlag, von der übergroßen Mehrheit des ſeiner-
zeitigen Wahlvorſchlages unterzeichnet, beim Kreisausſchuß
niedergelegt worden, der anſtelle des Abgeordneten Plötz den
Rittergutspächter Thiemeh, Reinsdorf, nennt und ferner den
Wiedereintritt des Abgeordneten Klöp zig verlangt. Die beiden
Herren ſind damit Mitglieder des Kreisausſchuſſes geworden.

Eine neue achtklaſſige Schule für Holzweißig
dl. Holzweißig (Kr. Bitterfeld), 15. März. Auch in der etwa

7000 Seelen zählenden Jnduſtriegemeinde Holzweißig reichen
die Schulräume nicht mehr aus. Jn den letzten Tagen fanden
hier mit den Behördenvertretern eingehende Verhandlungen ſtatt,
in denen man ſich darüber klar war, daß unbedingt eine acht-
klaſſige neue Volksſchule errichtet werden muß. Ein endgültiger
Beſchluß wurde jedoch noch nicht gefaßt, da die Finanzierungs-
frage noch der Klärung bedarf.

80 Jahre Eckartshaus
Eckartsberga, 16. März. Jn dieſem Jahre vollendet das

Eckartshaus das achte Jahrzehnt ſeines Beſtehens. Die An
ſtalt hofft, in dieſem Frühjahr einen gründlichen Umbau in ihren
Häuſern vornehmen zu können. Jede n r das heißt
jede Gruppe von 12 bis 15 Knaben, ſoll ihr Reich für ſich haben.
Ob t noch Baupläne zur Durchführung kommen
n iſt ungewiß. Schon das Nötigſte wird etwa 85 000 M.
oſten.

Konferenz über den Porentwurf einer neuen Candgemeinde

ordnung für Knhalt
Deſſau, 15. März. Die anhaltiſche Staatsregierung hat die

Abſicht geäußert, noch dem derzeitigen Land'ag eine im Vorent-
wurfe fertiggeſtellte neue Städteordnung und Land
gemeindeordnung vorzulegen. Zur Vorberatung des
letzteren Geſetzentwurfes fand vor kurzem eine mehrſtündi
Ausſprache mit Vertretern der anhaltiſchen Kreiſe und Land
gemeinden ſtatt, woran ſeitens der Staatsregierung die Staats
miniſter Dr. Müller und Dr. Weber teilnahmen. Der Vor
entwurf, der ſich an den letzthin im preußiſchen Landtage
beratenen, aber noch nicht verabſchiedeten Vorgang anſchließt,
fand im allgemeinen die grundſätzliche Zuſtimmung der
Erſchienenen, während im einzelnen mannigfache Bedenken und
Abänderungsvorſchläge geäußert wurden. Doch wurde von ſämt
lichen Erſchienenen bei voller Anerkennung der Abſicht der
Staatsregierung, die unbedingt wünſchenswerte Neuregelung des
Gemeinderechtes beſchleunigt durchzuführen, übereinſtimmend
dem Wunſche Ausdruck gegeben: die Staatsregierung möchte
davon Abſtand nehmen, eine entſprechende Vorlage noch in der
jetzigen Tagung des Anhaltiſchen Landtages einzubringen,
ſie möchte vielmehr die Verwirklichung dieſes Gedankens bis nach
den bevorſtehenden Neuwahlen zurückſtellen, da die dann zu
erwartende größere Ruhe der Verhandlungen das Geſetzgebungs-
werk erſprießlicher geſtalten würde. Die Vertreter der
Staatsregierung ſagten zu, dieſen Wunſch zur Kenntnis desLandtages zu ringen

dI. Delitzſch, 15. März. (Ein rückſichtsloſer
Chauffeur.) Jn der Nähe des Ortes Brodenaundorf
fuhr auf der Chauſſee Leipzig--Bitterfeld--Berlin ein Laſtkraft
wagen einen aus Anhalt ſtammenden kleinen Perſonenkraft-
wagen an. Der Zuſammenſtoß war ſo ſtark, daß das kleinere
Automobil in den Straßengraben geriet und umſtürzte. Der
einzige Jnſaſſe des Wagens, der Kopfverletzungen davontrug,
wurde von Paſſanten aus dem Wagen hervorgeholt, da es der
Chauffeur des Laſtautos vorgezogen hatte, ohne ſich um ſein
Opfer zu kümmern, das Weite zu ſuchen.

dl. Vitterfeld, 15. März. (Aus dem Zuge geſprungen
und ſchwer verletzt.) Aus dem Eilzuge ſprang unweit des
Bahnhofs Bitterfeld der 22 Jahre alte Arbeiter Jahn aus
un a der aus Verſehen den falſchen Zug beſtiegen hatte. Er
erlitt ſchwere Verletzungen, konnte ſich aber noch bis zum nächſten
Bahnwärterhäuschen ſchleppen, von wo aus man ihn in das
Bitterfelder Krankenhaus brachte.

NMückenberg (Kr. Liebenwerda), 15. März. (Durch Leicht
ſinn zu Tode gekommen.) Beim Verſuch, einen Dresdener
Laſtkraftwagen, deſſen Fahrer die Anwurfkurbel vergeſſen hatte,
mit einer vorgekoppelten Grubenlokomotive (1) das Anfahren zu
orleichtern, wurde auf der Zentralwerkſtatt der Braunkohlen und
BrikettJnduſtrie A. G. ein 26 jähriger Angeſtellter
zwiſchen Lokomotive und Kraftwagen gepreßt. Er erlitt ſchwereHuetſchungen und ſtarb unter geoben Shencrzen

Dr. Sch. Halle, 15. März.
Unter dem Vorſitz des Landrats Müller fand heute der

Frühjahrskreistag des Saalkreiſes ſtatt. Zu
Beginn der Sinn wurde als neues Mitglied SteinſetzmeiſterOtto Töpel, Könnern, anſtelle des Poſtinſpeltors Fritz Wenſch,

Ammendorf, der ſein Mandat niedergelegt hat, eingeführt.
Dann erfolg'e die Feſtſtellung und Abnahme der Jahres

rechnung der Kreiskommunalkaſſe für das Rech-
nungsjahr 1926. Außer einem Vorbehalt in den bewußlen Bau
angelegenheiten, bzgl. deren ein Verfahren bei der Staats
anwaltſchaft ſchwebt, war an der Jahresrechnung nichts zu be
mängeln, und die Entlaſtung wurde mit der erwähnten Ein
ſchränkung erteilt.

Den größten Raum in den Beratungen nahm die Debatte
über den Haushaltsplan für das Rechnungejahr 1928
ein. Die Erör!erung der einzelnen Etattitel, bei de.ien ſich natür
lich die Kommuniſten eine beſondere Güte taten, zog ſich über den
anzen Vormittag hin und nahm auch noch einen erheblichen Teilßer Nachmittagsſitzung in Anſpruch, ſo daß diesmal ſogar eine

Mittagspauſe eingelegt werden mußte. Der neue Haushaltsplan
ſieht

1 790 000 Mark Einnahme und Ausgabe für 1928
vor (im re 1 715 000 RM.). Die Mehrbelaſtung ergibt ſich
auf Grund gefſetzlicher und tariflicher Verpflichtungen. Jn der
Debatte führten zunächſt die Kommuniſten das große Wort.

hre Vertreter behandelten den Etat unſeres verhältnismäßig
einen Kreiſes unter dem Geſichtspunkt nicht nur der Wirtſchaft,

ſondern der „hohen“ Staa'spolitik. Daß es dabei zu bedenklichen
und weitſchweifenden Darlegungen kommen mußte, erhellt ohne
weiteres; und ſo gab es dann auch einen ganz kleinen
Tumult, als der Landrat den kommuniſtiſchen Wortführer zur
Sache rufen mußte. Jm großen und ganzen ſtellten die Kommu-
niſten feſt, daß der Etat nicht geeignet ſei, den Forderungen der
Arbeiter gerecht zu werden. Die Deckungsfrage allerdings
bekümmert, nach den eigenen Ausſagen der Herren von
links, dieſe ſehr wenig.

Jm Zuſammenhang mit dieſen Ausführungen des Kommu-niſten Wollmann, ßer auch die Frage der Eingemeindungen
in ſeiner Rede angeſchnitten hatte, nahm Landrat Müller zu
der

Frage der Auflöſung der Gutsbezirke
in ſeinem Kreiſe Stellung. Der Landgemeindeverband, ſo führte
er aus, teilt vollkommen den Standpunkt des Kreisausſchuſſes.
Jede kommende Gebietsänderung hat ſich nach dem objektiv zu
betrachtenden Intereſſe der gegenwärtigen wirtſchaft
lichen Verhältniſſe zu richten, und eine definitive

Löſung der Frage iſt durch die Stellungnahme des Kreisaus-
ſchuſſes nicht verſucht worden. Die Umgegend von Halle
ſteht in einer beſonderen wirtſchaftlichen Entwicklung; die
hieſigen Verhältniſſe bedingen alſo auch eine 47 onderte
Stellungnahme. Jedenfalls beſteht aber kaum Ge a r, daß
ein größerer Teil des Saalkreiſes zu Halle ge-
ſchlagen und dadurch die übriggebliebenen Teile des Kreiſes in
Schwierigkeiten geraten würden. Letzten Endes geht alles auf
eine Neuordnung der Verhältniſſe des ganzen Ge
bietes Halle- Merſeburg hinaus. Die Verwaltung des
Saalkreiſes wird daher bei allen künftigen Arbeiten die
Intereſſen der Geſamtbevölkerung mit allem Nachdruck auf einer
objektiven Grundlage vertreten.

Aus praktiſchen Erwägungen heraus wird zuerſt die Gruppe
„Ausgaben“ behandelt. Hier entſpinnt ſich eine eingehende
Ausſprache, die eine Anzahl von Abänderungsanträgen zutage
fördert. Auch von bürgerlicher Seite wird gewünſcht, daß auch
von ſeiten des Kreiſes die Hand zur

Behebung der Wohnungsnot
geboten werde. Die Landwirte haben von jeher dafür Sorge ge
tragen, daß ihre Leute untergebracht wurden. Die Schwierig-
keiten liegen aber darin, ſo führte der Landrat an, daß im Saal-
kreis zurzeit wenige Mieter vorhanden ſind, die die Baukoſten an
gemeſſen zu verzinſen in der Lage ſind. Deshalb ſind dem Bau
programm enge Grenzen geſetzt.

Die Verwaltungskoſten haben ſich ſeit dem Vorjahre
von 820 365 auf 233 570 Rm. im Jahre 1928 vermindert. Bei Be
ratung dieſes Poſtens wurde die affung der erſten Rate zu
einem Stammfonds für eine Ruhegehaltskaſſe für die
Angeſtellten des Kreiſes in Höhe von 5000 Mark ein
ſtimmig angenommen.

An der Bewilligung der Mittel für das Wohlfahrtsamt
nahmen Kreisarzt Dr. Straube und Direktor Patrhy teil;

100 000 Mark Staatszuſchuß für den
Volksſchulneubau

S Merſeburg, 15. März.
Am Dienstag weilten zwei Vertreter vom preußiſchen

Kultusminiſterium in Merſeburg, um mit dem
Magiſtrat über einen Staatszuſchuß zu dem Bau
der neuen Volkeſchule in der Peſtalozziſchule zu ver
handeln und die Schule ſelbſt zu beſichtigen. Sie ſprachen ſich
über den Bau ſehr lobend aus. Bei den Verhandlungen ſchilderte
Oberbürgermeiſter Hertzog die finanzielle Notiage der Stadt.
Seitens der Regierung wurden die Anträge der Stadt befür
wortet. Der Vertreter des Kultusminiſteriums ſagte einen Be
trag von 100000 Rm. zu, außerdem auf 6 Jahre die Ueber
nahme der Hälfte der Verzinſung von weiteren 200 000 Rm.
Baukapjtal. Es iſt erfreulich, daß bei den ſehr beſchränkten
Staateémitteln doch etwas für den Volksſchulneubau heraus
geſprungen iſt. Nach dem Anſchlag ſoll der Bau einſchließlich
Straßenbaukoſten 1 050 000 Rm. betragen.

Sangerhaujen
Aus dem Gerichtsſaal. Der Vautechniker S. S. aus

Holden ſtedt und deſſen Ehefrau waren beſchuldigt, im
Sommer 1926 in Haſſelfelde einen anderen zu Brandſtiftung
mündlich aufgefordert und die Aufforderung an die Gewährung
von Vorteilen geknüpft zu haben. Der angeklagte Ehemann S.
wurde an Stelle einer verwirkten Gefängnisſtrafe von 2 Monaten
zu einer Eeldſtrafe von 90 Reichsmark und die angeklagte Ehefrau
S. wegen Beihilfe dazu an Stelle einer an ſich verwirkten
Gefängnisſtrafe von 10 Tagen zu einer Geldſtrafe von 30 Reichs
mark und zur Tragung ver Koſten des Verſe hrens verurteilt.

Artern, 16. März. (Land wirtſchaftliche Schuke.Die Schule wird am Sonnabend, 17. März, i

ſchließen Die meiſten Schüler kehren dann in die elterliche Wirt
ſchaft zurück. In der vergangenen Woche wurde die Leipziger
Meſſe beſucht und nach der Beſichtigung der Meßhallen und der
techniſchen Meſſe dem Völkerſchlachtsdenkmal, dem neuen Rathaus
und dem Reichsgericht ein Beſuch abgeſtattet.

Gehofen, 16. März. KKriegerverein.) Anläßlich
eines hier ſtattgefundenen Balles des Kriegervereins fand die
Ehrung und Auszeichnung einer ganzen Reihe von Kameraden
tatt. 5 Kameraden erhielten für 50jährige und 29 Kameraden
ür Wjährige Mitgliedſchaft das Bundesahzeichen.

Gehofen, 5. März. (Phantaſiepreiſe.) Bei der
Verſteigerung des früheren mannſchen Gutes wurden der

Der Haushaltsplan des Saalkreiſes für 192
Beratung vor dem Kreistag Eine umfangreiche Tagesordnung Am 26. März Fortſetzung der Sitzung

Abe

ferner ſprach für den Bund der Arbeitsinvaliden
Schönlank, der die Wünſche der Sozialrentner vortrug
ganzen balanciert der Wohlfahrtsetat mit 506 000 Rm. Der
muß dazu rund 352 000 Rm. aus eigenen Mitteln aufbringen n

Die Uachmittagsſitzung
brachte als erſtes die Erörterung des Berufsſchulſonde
etats. Er erhöht ſich um 12000 Rm. Gemeindevorſtet
Rothe Ammendorf beantragt Ausdehnung der Lernmitg
freiheit auf den ganzen Kreis und Erhöhung der dafür aus
werfenden Mittel. behandelt an dieſer Stelle Larat Müller die Frage der Etatsüberſchreitungen, die m
Zuſammenrechnung aller bisher aus den Abänderungsantrig
verſchiedenſter Art reſultierenden Summen etwa 100000
betragen. Dieſe Summe aber iſt für den Kreis nicht traaußerdem beſteht die Gefahr der Genehmigungsverweigerung de

die vorgeſetzte Behörde.
Die Einführung der Lernmittelfreiheit für den ganzen Kreis

wird gegen 8 Stimmen beſchloſſen. ſeit
ie Poſition „Kreisverkehrsweſen“ erfordert In voſtanßalt

wendungen in gebe von 319 888 Rm. Rm. im Vorjahr wbindet
Der Ge mein 27 de ine a re n auf 80 500 un 5 d
feſtgeſetzt (gegenüber m. im letzten Etatsjahr). Die 7meinden ſind heute nicht in der die Koſten für d r

ltung der Wege aufzubringen. e Fraktionen fordern
öhung der Mittel, manche freilich mit recht ſonderbaren Vewe
ründen. Die Kommuniſten wollen natürlich wieder große
ihen (600 000 Rm.) aufnehmen; zum Ausgleich bringen

Streichungsanträge in bezug auf ſo „horrende Summen“ wie11, 500 Rm., „wenn überhauet der Etat balanciert werden muß

Zum Titel
Landwirtſchaft

ſpricht Gutsbeſitzer Reinecke Unterpeißen, der den Abände
rungsantrag eingebracht hat, folgende Summen in den Etat er
uſetzen: Für Prämiierung angekörter Bullen 600 Rm., fürſhef ungsbeihilfen zum Aſrauf ſie Bullen in vorwieger

bäuerlichen Gemeinden 5000 Rm., für Prämiierung von Ziege
böcken 300 Rm., für Beſchaffungsbeihilfen für Ziegenböde
Rm. Die übrigen Ausgabepoſten wurden verhältnismäßig ſe
ſre und ohne Ausſprache erledigt. Für die Sozialfürſor
ollen nach des Landrats 80 000 Rm. in den Etat e

n werden, denn die etatsmäßige Belaſtung durch die Fürſe Nichts
trägt etwa 285 000 Rm. Bei voller Anrechnung der Rente frewäre noch eine Belaſtung von rund 100 000 im. zu tragen, un reren

die Sätze zu erreichen, die Herr Schönlank vorgeſchlagen ha Retbewegu
Der Beſchluß würde r Folge haben, daß eine beſſere Verteilung richten übe:
gewährleiſtet wird. Dadurch, daß der Kreis zu den Reichsmittel haft in d
noch etwas zulegt, wird eine bedeutende Beſſerung erreicht. tGegenüber den frommen Wünſchen der Kommuniſten in he luft. Jetz
zug auf die Einnahmemittel ſtellt Landrat Müller, nach mal gründl
wiederum zweiſtündiger Rederei energiſch geworden, klipp un der ſpontar
klar feſt, daß er den Mut habe zu erklären, daß Ausgaben ok verſtändlich
genügende Deckung nicht bewilligt werden dürfen.

utsbeſitzer Graebke Dachritz erſucht daraufhin die Kon endbundp
muniſten, ihre Abänderungsanträge zurückzuziehen Avebruch
Denn wenn man den Sozialrentnern helfen wolle und hierzu Nand des
ſei man gquf der Rechten durchaus bereit ſo könne das nur g.
ſchehen, daß man andere Ausgaben zurückſtelle. Zur

Die Ausſprache bewegt ſich, nachdem die Beſprechung d war aber
Haushaltsvoranſchlags ſchon die 7. Stunde überſchritten ja Sorten nie
immer in allgemeinen Erörterungen. Endlich werden ſämt durch
liche Abänderungsanträge, abgeſehen von den ſchon der lfen, als
ſtimmung unterworfenen, zum Titel „Wohlfahrtsamt“ abgelehnt
Der Antrag der Jnvaliden- und Rentenempfänger auf Erhöhun
deer Sätze wird abgelehnt. Der Antrag Werdau auf Erhöhn
der Sätze der allgemeinen Frrg auf 34 Rm. für Alei
ſtehende, 51 Rm. für Eheleute und 8 Rm. für Kinder und der
Sätze der gehobenen Fürſorge auf 42,50 bzw. 63,75 b
10 Rm. wird einſtimmig gen ehmigt. Der Ausfall von er
30 000 Rm., der dadurch entſteht, ſoll dadurch gedeckt werden, de

die Grund und Gebänudeſteuern und die Gewerbeſtenern
um 5 Prozent auf je 85 Prozent erhöht

werden. Dieſer Antrag ging gegen die Stimmen der Rechte
durch. Der Geſamtetat, wie er ſich mit den erwähnte
Einſchränkungen und Aenderungen darſtellt, iſt damit an wütenden

nommen. WauernDa es inzwiſchen 6 Uhr abends geworden iſt und angeſicht zuwoll
der Fülle von Beratungsſtoff von 17 Punkten ſind erſt drei graktion e
erledigt ein Ende der Sitzung nicht abzuſehen iſt, werden die preußiſche
Beratungen vertagt. Nächſte Sitzung Montag, 26. März, 11 U henke, um

„deſtruk l

Staatsa
maßen hohe Preiſe J wie man ſie noch nie kennengelernt hat
Z. B. wurde für den Morgen Acker I. Klaſſe 2515 Mark, für Aber
an der Lehmgrube 1700 Mark und am Galgenberg 1900 Mark pry
Morgen gezahlt. Für das Hausgrundſtück wurde ein Höchſtgebot
von 18 050 Mark abgegeben; der Zuſchlag iſt jedoch noch nicht
erfolgt.

Aſchersleben
Gefaßte Diebe. Wie wir kürzlich meldeten, waren auf den

Tie einige Schaukäſten erbrochen und ausgeraubt. Es iſt jeh
gelungen, die Täter zu faſſen und dem Gericht zu übergeben
Es handelt ſich um vier junge Leute, auf deren Konto noch meh
derartjge Einbrüche kommen.

Ueberſchüſſe bei der Sparkaſſe. Die Spareinlagen haben
auch an unſerer ſtädtiſchen Sparkaſſe erfreulich zugenommen
In dieſem Jahre iſt es zum erſtenmale möglich, aus dem Reſerve
fonds einen Ueberſchußz an die Stadt abzuführen Wenn es aut
nicht annähernd ſo viel iſt wie in Vorkriegszeiten, ſo iſt ded
endlich wieder einmal die Möglichkeit gegeben, wichtige An
ſchaffungen zu machen, die ſo nicht aus den Steuerſäckel beſtritten
zu werden brauchen. Es iſt die Anſchaffung einer neuen Röntgen
anlage für unſer Krankenhaus geplant, weil die alte den Ar
forderungen nicht mehr entſpricht.

Die Zahl der Volksſchulkinder. Nach den vorliegenden
Meldungen werden Oſtern einſchließlich der Schulneulinge
Kinder die hieſigen Volksſchulen beſuchen. Ueber ein Dritl
davon (1053) beſucht die Stephaniſchule. Dann kommt die Luiſen
ſchule mit 950 Mädchen. Die beiden Seiten der Johannieſchub
haben 808 Kinder. Hierzu kommen noch zwei kleinere Syſtem.
nämlich die Hilfsſchule mit nur 111 und die katholiſche mit W
Schulkindern. Die letzteren beiden Anſtalten werden von Knabe
und Mädchen gemeinſam b. ſucht.

„Helden des Glaubens,“ eine Aufführung der Evangll
Landesbühne. Am Sonntaç, den 18. März, 438 Uhr nachm. u
abends 8 Uhr führt die Ev. Landesbühne in Dortmund Walter
Nithak Stahns Feſtſpiel „Helden des Glaubens“ auf, de
in der Zeit der Chriſtenverfolgungen ſpielt. Es werden m
numerierte Plätze zu 2, 1,50 und 1 Mark ausgegeben. Für de
Nadh mittagsvorſtellung gibt es Schülerkarten zu 40 Pfennig 2
Vorverkauf findet in den hieſigen Buchhandlungen ſtatt.

60jähriges Jubiläum des Kindergartens. Am Seonng
den 23. März, nachmittags um 834 Uhr, feiert der Kinderzare
im „Kaiſerhof“ ſein 60jähriges Beſtehen. Hierzu ſind alle
Wir Zöglinge ſowie alle Freunde und Gönner herzlich e
geladen.
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